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Die richterliche Unabh�ngigkeit: Wahrung einer sich nicht
selbst erf�llenden Aufgabe

Unter den Richtern und

Staatsanw�lten wird zuneh-

mend �ber ein ethisches

Selbstverst�ndnis diskutiert.

Der folgende Beitrag soll ei-

nen Blick auf die rechtliche

Ausgangslage werfen und

der Frage nachgehen, wel-

ches Richterbild der Verfas-

sung und dem Deutschen

Richtergesetz zugrunde liegt.

Als wesentliche, das Richterbild pr�gende Elemente gelten

die sachliche und pers�nliche Unabh�ngigkeit (Art. 97 GG).

Die Richter sind nur dem Gesetz unterworfen und k�nnen

nur unter bestimmten, gesetzlich normierten Vorausset-

zungen aus dem Amt entfernt oder in eine andere Stelle

versetzt werden. Der Richter hat sich innerhalb und au-

ßerhalb seines Amtes, auch bei politischer Bet�tigung, so zu

verhalten, dass das Vertrauen in seine Unabh�ngigkeit nicht

gef�hrdet wird (§ 39 DRiG). Anders als in vielen anderen

Staaten hat sich der Gesetzgeber in Deutschland f�r den

politischen (nicht parteipolitischen) Richter entschieden,

der in der »Mitte der Gesellschaft« steht. Der Richter des

Grundgesetzes ist der an den politischen Fragen, an den

politischen Entwicklungen seines Landes Anteil nehmende

Richter. Ihm soll nicht nur nichts Menschliches fremd sein,

sondern er muss den Zustand der Gesellschaft ebenso

wahrnehmen wie die gesellschaftlichen Entwicklungen und

m�gliche Gefahren.

Intention des Parlamentarischen Rates

Diese Grunds�tze erscheinen uns heute selbstverst�ndlich.

In der Zeit der Gr�ndung der Bundesrepublik Deutschland

haben sich die Verantwortlichen grundlegende Gedanken

dar�ber gemacht, welche Voraussetzungen geschaffen

werden m�ssen, um eine starke, unabh�ngige Justiz zu ge-

w�hrleisten. Die �berlegungen, die hierzu von den Mit-

gliedern des Parlamentarischen Rates angestellt wurden,

waren gepr�gt von den Erfahrungen der j�ngsten Vergan-

genheit – von einer Justiz, die sich zu einem willf�hrigen

Instrument des Nationalsozialismus hatte machen lassen

und gerade nicht ihrer Aufgabe gerecht geworden ist,

Schutz vor staatlicher Willk�r oder privatem Machtmiss-

brauch zu gew�hrleisten. Die �berlegungen kreisten also

um die Frage, welche institutionellen Voraussetzungen

geschaffen werden m�ssen, damit ein anderer Richtertyp

sich herausbilden und eine andere Kultur der Rechtspre-

chung sich entwickeln kann.

Die Unabh�ngigkeit der richterlichen Entscheidung war

bereits in den deutschen Verfassungen des fr�heren

19. Jahrhunderts garantiert worden. So waren sowohl die

sachliche als auch die pers�nliche Unabh�ngigkeit bereits in

der Frankfurter Reichsverfassung von 1849, in der preußi-

schen Verfassung von 1850 und in der Weimarer Verfas-

sung verankert worden. Das Bonner Grundgesetz erstreckte

hingegen erstmalig die pers�nliche Unabh�ngigkeit auf die

Richter aller Gerichtszweige; die Weimarer Verfassung

(Art. 104) hatte diese noch auf die Richter der ordentlichen

Gerichtsbarkeit beschr�nkt. Die Bedeutung, die der Parla-

mentarische Rat der Justiz beimaß, zeigt jedoch auch daran,

dass erstmals ein eigener Abschnitt �ber »Die Rechtspre-

chung« in der deutschen Verfassung geschaffen wurde. Es

wird dadurch der Gedanke herausgestellt, dass »die

Rechtsprechende Gewalt neben Legislative und Exekutive

die dritte staatliche Funktion aus�bt und so ein System der

Gewaltenteilung der drei Machttr�ger darstellt«.1

Die Auseinandersetzung im Parlamentarischen Rat spitzte

sich auf die Kernfrage zu, ob die Rechtspflege vollkommen

entpolitisiert werden solle oder ob eine offene politische

Bet�tigung als mit dem Richteramt vereinbar und nicht

geeignet anzusehen sei, die Amtsf�hrung zu beeintr�chti-

gen. Es trafen hier gegens�tzliche Standpunkte aufeinander.

Die Vertreter der einen Seite um den sp�teren ersten Jus-

tizminister der Bundesrepublik Deutschland, Thomas Deh-

ler, waren der Auffassung, dass nur durch eine Herausnah-

me des Richters aus den Bindungen und Einfl�ssen des allzu

gegenwartsverflechteten Meinungsstreits eine Unabh�n-

gigkeit des Richters gew�hrleisten k�nne. Wer n�mlich

selbst als Handelnder an der Gestaltung der politischen

Anliegen seines Volkes und oder auch nur in der Durch-

RFG Elisabeth Kreth,
Mitglied des Pr�sidiums

1 Professor Dr. H. Coing, Aufbau der rechtsprechenden Gewalt zum Nutzen des Vol-
kes, DRiZ 1956, 241.
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f�hrung von Interessen geringerer Bedeutung beteiligt sei,

tr�be allzu leicht seinen Blick f�r das �berparteilich Ge-

rechte.2 Demgegen�ber stand die u. a. von Georg August

Zinn3 vertretene Auffassung, dass nur der Richter wahrer

Tr�ger der Rechtsidee des neuen Staates sein k�nne, der

selbst Tr�ger der Rechtsidee ist. »An die Stelle des farblosen

richterlichen Beamten muss der Richter treten, der ausge-

stattet mit der Toga der richterlichen Unabh�ngigkeit sich

als leidenschaftlicher Repr�sentant einer neuen demokra-

tischen und sozialen Gemeinschaft f�hlt.« Es sei eine Ver-

kennung des Begriffs der richterlichen Unabh�ngigkeit,

wenn man meine, der Richter m�sse politisch neutral blei-

ben. Die Entpolitisierung der Rechtspflege wurde im Er-

gebnis als kein geeignetes Mittel angesehen, um die ver-

gangenen Fehler zu verh�ten und die Rechtspflege in der

Demokratie zu verwurzeln.

In der Verfassung selbst hat sich die letztlich maßgebende

Auffassung von einem politischen Richter noch nicht nie-

dergeschlagen; sie findet erst Ausdruck in den Regelungen

des Deutschen Richtergesetzes.

Nach der Verfassung ist die Rechtsprechende Gewalt den

Richtern »anvertraut« (Art. 92 GG). Eines derartigen

Wortes mit ethisch verpflichtendem Sinn bedient sich das

Grundgesetz bei den beiden anderen Staatsgewalten nicht.

Gemeint und beabsichtigt ist die gewissenhafte und ver-

antwortungsbewusste Aus�bung der Rechtsprechenden

Gewalt unter Ber�cksichtigung der berechtigten Interessen

derjenigen, von dem die Staatsgewalt ausgeht. Nur dem-

jenigen, dem man vertraut, kann man etwas anvertrauen

und ihm Weisungsunabh�ngigkeit zugestehen. Die Verfas-

sung tritt mit Art. 92 GG in Vorleistung und bringt jedem

einzelnen Richter Vertrauen entgegen; dessen muss sich

jeder Richter bewusst sein.4

Herausl�sung aus dem Beamtenstatus

Ein weiteres Ziel des Parlamentarischen Rates war es, mit

der Schaffung eines besonderen Richterrechts bei den

Richtern »das Bewusstsein zu f�rdern, ein verfassungsm�-

ßiges Organ mit besonderen Pflichten zu sein«.5 Die Rich-

terschaft m�sse aus der Beamtenschaft herausgenommen

und eigengesetzlich ihr gegen�bergestellt werden, sodass

die Wesensverschiedenheit zwischen den Aufgaben des

Beamten und des Richters erkannt und dargestellt werde. In

Art. 98 Abs. 1 GG wurde deshalb der Verfassungsauftrag

aufgenommen, die Rechtsstellung der Bundesrichter und

der Richter in den L�ndern durch besondere (Richter-)Ge-

setze zu regeln. Dar�ber hinaus wurde durch die Richter-

anklage in Art. 98 Abs. 2 GG eine besondere Regelung ge-

troffen, um die Verfassungstreue der Richter zu gew�hr-

leisten. Anders als bei den Beamten, bei denen auf die

hergebrachten Grunds�tze des Berufsbeamtentums (Art. 33

Abs. 5 GG) zur�ckgegriffen werden muss, enth�lt das

Grundgesetz bei den Richtern damit ausdr�cklich eine Be-

stimmung dar�ber, was zu geschehen hat, wenn einer von

ihnen gegen das Gebot der Verfassungstreue verst�ßt.

Die Umsetzung des Verfassungsauftrags des Art. 98 Abs. 1

GG bereitete allerdings erhebliche Probleme, denn erst am

08.09.1961 wurde das Deutsche Richtergesetz verabschie-

det und trat mit Wirkung zum 01.07.1962 in Kraft. Eine

Ursache hierf�r war u.a. der Streit mit den Innenministern

von Bund und L�ndern, die den Ansatz von einer »Einheit

des gesamten Berufsbeamtenrechts« weiterverfolgten. Die

Richter seien zwar Beamte mit besonderen Rechten und

Pflichten, aber die Richter w�rden genauso wie die �brigen

Beamten unter Art. 33 Abs. 5 GG fallen und ihre Rechts-

verh�ltnisse m�ssten daher nach den hergebrachten

Grunds�tzen des Berufsbeamtentums geregelt werden. Die

Federf�hrung f�r das Richtergesetz m�sste beim Bundes-

ministerium des Inneren als Beamtenministerium liegen.6

Letztlich setzte sich die Auffassung durch, dass das Bonner

Grundgesetz in seiner Struktur die Rechtsprechende von

der Vollziehenden Gewalt fundamental unterscheide und

schon durch den Wortlaut immer wieder Beamte und

Richter voneinander trenne. Mit dem Deutschen Richter-

gesetz wurde f�r die Richter ein Dienst- und Treueverh�ltnis

eigener Art geschaffen, das durch die Bezeichnung »Rich-

terverh�ltnis« auch �ußerlich von dem Beamtenverh�ltnis

unterschieden wurde. Die besondere Stellung des Richters

im Gef�ge der Staatsgewalten fand insbesondere Ausdruck

in § 4 DRiG, wonach ein Richter Aufgaben der Rechtspre-

chenden Gewalt und Aufgaben der Gesetzgebenden Ge-

walt oder der Vollziehenden Gewalt grunds�tzlich nicht

zugleich wahrnehmen darf.

2 Hans Eberhard Rotberg, Entpolitisierung der Rechtspflege, zitiert nach Dr. Klaus-
Detlev Godau-Sch�ttke, Schleswig-Holsteinische Anzeigen 2009, 105.

3 Vorsitzender des Rechtspflegeausschusses des Parlamentarischen Rates, sp�ter
hessischer Justizminister und Ministerpr�sident in Hessen.

4 Dr. Steffen Luik, Bemerkungen zur richterlichen Ethik aus der Perspektive des
Grundgesetzes und des Deutschen Richtergesetzes, Schleswig-Holsteinische An-
zeigen 2009, 97.

5 Siehe Fn. 4.
6 Dr. Adolf Arndt, Die Innenminister und das Richtergesetz, DRiZ 1956, 56; Stel-

lungnahme der Innenministerkonferenz zum Richtergesetz, DVBl 1955, 488.
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Ausgestaltung der richterlichen Unabh�ngigkeit

Mit dem Deutschen Richtergesetz wurden weiter die Ziele

verfolgt, die richterliche Unabh�ngigkeit auszugestalten

und Rahmenbedingungen mit entsprechenden Rechten

und Pflichten zu schaffen, die die Entfaltung einer Rich-

terpers�nlichkeit unterst�tzen und es den Richtern er-

m�glicht, die ihnen anvertraute Rechtsprechende Gewalt

auszu�ben. Die richterliche Unabh�ngigkeit ist im Vierten

Abschnitt des Deutschen Richtergesetzes, in den §§ 25 ff.

ausgeformt und eng an die Formulierung des Art. 97 GG

angelehnt. Nach st�ndiger Rechtsprechung des Bundes-

verfassungsgerichts geh�rt zum Wesen der richterlichen

T�tigkeit, dass sie von einem nicht beteiligten Dritten in

sachlicher und pers�nlicher Unabh�ngigkeit ausge�bt

wird. Die richterliche Unabh�ngigkeit ist jedoch kein

Standesprivileg und den Richtern nicht um ihrer selbst

willen einger�umt, sondern dient der Erf�llung der Justiz-

gew�hrungspflicht, der Wahrnehmung der den Richtern

anvertrauten Aufgabe im Interesse der B�rgerinnen und

B�rger.

Einer Dienstaufsicht untersteht der Richter nur, soweit

nicht seine Unabh�ngigkeit beeintr�chtigt wird (§ 26 Abs. 1

DRiG). Behauptet der Richter, dass eine Maßnahme der

Dienstaufsicht seine Unabh�ngigkeit beeintr�chtige, so

kann er das Richterdienstgericht (§§ 77, 78 DRiG) anrufen

(§ 26 Abs. 3 DRiG). Die richterliche Amtsf�hrung unterliegt

jedoch insoweit der Dienstaufsicht, als es um die Sicherung

eines ordnungsgem�ßen Gesch�ftsablaufs, die �ußere

Form der Erledigung eines Dienstgesch�fts oder um solche

Fragen geht, die dem Kernbereich der Rechtsprechungst�-

tigkeit soweit entr�ckt sind, dass sie nur noch als zur �u-

ßeren Ordnung geh�rig angesehen werden k�nnen.7 Die

Dienstaufsicht umfasst die Befugnis, die ordnungswidrige

Art der Ausf�hrung eines Amtsgesch�fts vorzuhalten und zu

ordnungsgem�ßer, unverz�gerter Erledigung der Amtsge-

sch�fte zu ermahnen (§ 26 Abs. 2 DRiG). Sowohl aus dem

Rechtsstaatsgebot als auch aus dem Beschleunigungsgebot

des Art. 6 Abs. 1 S. 1 EMRK ist das Recht der Verfahrens-

beteiligten auf eine gerichtliche Entscheidung ohne

rechtsstaatswidrige Verfahrensverz�gerung herzuleiten.

Der in § 26 Abs. 2 DRiG vorgesehene Vorhalt einer verz�-

gerten Erledigung von Amtsgesch�ften stellt grunds�tzlich

keine Beeintr�chtigung der richterlichen Unabh�ngigkeit

dar. Etwas anderes gilt nur dann, wenn dem Richter indirekt

ein Pensum abverlangt wird, dass sich allgemein, also auch

von anderen Richtern, in sachgerechter Weise nicht mehr

erledigen l�sst.8

Politische Bet�tigung und M�ßigungsgebot

In dem Deutschen Richtergesetz hat das Grundverst�ndnis

des Parlamentarischen Rates von einem politischen Richter

seinen Niederschlag in § 39 DRiG gefunden. Offene politi-

sche Bet�tigung sollte in einer Demokratie nicht den Ver-

dacht begr�nden, dass sie die Unbefangenheit und die F�-

higkeit zu sauberer und gerechter Amtsf�hrung beein-

tr�chtige. Der Ausschuss hat jedoch die Mahnung aufge-

nommen, dass der Richter auch bei politischer Bet�tigung

die W�rde seines Amtes und das Vertrauen in seine Unab-

h�ngigkeit nicht vergessen d�rfe.9

Insbesondere im Zusammenhang mit der Diskussion in

Deutschland �ber den NATO-Nachr�stungsbeschluss und

der Stationierung von Raketen sind die Grenzen zwischen

politischer Meinungs�ußerung und dem mit dem Richter-

amt verbundenen M�ßigungsgebot Gegenstand der

Rechtsprechung gewesen. Aus dem Rechtsstaatsprinzip

und dem Gebot der Gewaltenteilung ergibt sich, dass die

Neutralit�t, Unparteilichkeit und Distanz mit dem Begriff

des Richters im Sinne von Art. 97 GG untrennbar verkn�pft

sind. Außerdienstliche Meinungs�ußerungen eines Richters

in der �ffentlichkeit stehen jedoch grunds�tzlich unter dem

Schutz des Art. 5 Abs. 1 GG. Als Staatsb�rger kann der

Richter seine Auffassung in Wort, Schrift und Bild �ußern

und verbreiten, und zwar unabh�ngig davon, ob andere die

vom Richter vertretene Meinung f�r richtig oder falsch

halten. Staat und Gesellschaft k�nnen an unkritischen

Richtern kein Interesse haben. Auch eine parteipolitische

Bet�tigung gef�hrdet grunds�tzlich nicht das Vertrauen in

die Unabh�ngigkeit des Richters, wenn nicht weitere Um-

st�nde hinzutreten. Die Pflicht zu der durch das Richteramt

gebotenen M�ßigung und Zur�ckhaltung gebietet ihm je-

doch in besonderer Weise eine klare Trennung zwischen

Richteramt und seiner Teilnahme am politischen Mei-

nungskampf einzuhalten. Er darf bei seinen privaten �u-

ßerungen nicht den Anschein einer amtlichen Stellung-

nahme erwecken. Er verletzt seine sich aus dem ihm an-

vertrauten Richteramt ergebende Pflicht, wenn er das Amt

und das mit diesem aufgrund seiner verfassungsrechtlichen

Ausgestaltung verbundene Ansehen und Vertrauen durch

Hervorhebung dazu benutzt und einsetzt, um seiner Mei-

nung in der politischen Auseinandersetzung mehr Nach-

druck zu verleihen und durch den Einsatz des Richteramtes

7 BGH, Urteil vom 14.01.1991 – RiZ (R) 5/90, NJW 1992, 46; Urteil vom 14.04.1997
– RiZ (R) 1/96, DRiZ 1997, 467 m.w.N.

8 BGH, Urteil vom 05.10.2005 – RiZ (R) 5/04 (KG), NJW 2006, 692.
9 BT-Drucks. 3/2785, 1961, S. 15.
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eigene politische Auffassungen wirksamer durchzusetzen.

Daf�r ist ihm das Amt nicht anvertraut.10

Die Vergangenheit hat gezeigt, dass politische, gesell-

schaftliche und moralische Abstinenz nicht als Schutzschild

gegen�ber Ideologien und Einflussnahmen taugen. Viel-

mehr d�rfte ein Richter, der sich von politischen und so-

zialen Werturteilen freizuhalten sucht und sich in die juris-

tische Selbstgen�gsamkeit fl�chtet, sehr schnell als wehrlos

gegen�ber gesellschaftlichen Konformit�tszw�ngen erwei-

sen. Denn es gibt keine unpolitische, weltanschaulich neu-

trale und ethische wertfreie Rechtsprechung.

Der Richtereid

Der Kern der richterlichen Pflichten wird in dem Richtereid

in § 38 Abs. 1 DRiG zusammengefasst. Es ist das �ffentliche

Bekenntnis zu unserem Gemeinwesen, zu dessen Werte-

ordnung und zur individuellen Verantwortung desjenigen,

dem die rechtsprechende Gewalt f�r diese Werteordnung

anvertraut ist. Der Eid bindet an die Verfassung und ver-

langt Gesetzestreue. Die Bindung des Richters an das Ge-

setz ist tragender Bestandteil des Gewaltenteilungsgrund-

satzes und damit der Rechtsstaatlichkeit. Die Werteord-

nung des Grundgesetzes ist der Maßstab f�r die Auslegung

von Gesetzen und Ausf�llung von Ermessens- und Ent-

scheidungsspielr�umen. Der Richtereid verlangt dar�ber

hinaus die Bereitschaft, sich in den Dienst der Wahrheit und

Gerechtigkeit zu stellen und enth�lt damit einen ethischen

Handlungsauftrag. Darin enthalten sind das Gebot zur

Fairness, das Verbot von Willk�r und die Verpflichtung, die

fundierten allgemeinen Gerechtigkeitsvorstellungen der

Gemeinschaft zu beachten, die sich wiederum in der Wer-

teordnung des Grundgesetzes und insbesondere in den in

den Grundrechten konkretisierten Wertentscheidungen

widerspiegeln. Schließlich wird in dem Richtereid die Ver-

pflichtung zur Unparteilichkeit (ohne Ansehen der Person)

und zur Unabh�ngigkeit (nach bestem Wissen und Gewis-

sen) zum Ausdruck gebracht. Die Unparteilichkeit und Un-

abh�ngigkeit des Richters sind Eckpfeiler einer aufrechten

und vertrauensw�rdigen Justiz. Sie gilt es auch dann zu er-

halten und zu verwirklichen, wenn �ußere oder innere Ein-

fl�sse dies erschweren.

». . . was es heißt, Richter zu sein, dass es in erster Linie

heißt R�ckgrat zu zeigen �berall dort, wo einer versucht, es

mit der Gewalt zu probieren, �berall dort, wo man versucht

an die Stelle des Urteils das Vorurteil, das Privileg oder die

Stummheit des P�belsinns zu stellen.«11

Wahrung der inneren und �ußeren Unabh�ngigkeit

Die institutionellen Voraussetzungen hierf�r sind geschaf-

fen. Gerade in Zeiten gesellschaftlicher Krise und Unruhe

tr�gt die Justiz besondere Verantwortung. Es gilt dann,

unsere Rechtskultur zu bewahren und die Werteordnung

des Grundgesetzes und die Demokratie zu sch�tzen. Die

hierf�r notwendige innere und �ußere Unabh�ngigkeit des

Richters ist jedoch keine sich selbst erf�llende Garantie. Sie

ist vielmehr eine Geisteshaltung, die in der Auseinander-

setzung mit dem beruflichen Selbstverst�ndnis und der

�bertragenen Verantwortung immer wieder neu errungen

werden muss. Die innere Unabh�ngigkeit des Richters kann

weder die Verfassung noch das Gesetz garantieren. Sie ist

eine dem Richter pers�nlich gestellte Aufgabe. Er muss

seine innere Unabh�ngigkeit gerade gegen�ber den recht-

lich nicht fassbaren Einwirkungen bewahren.12 Hier ist ein

richterliches Amtsethos gefordert, das den Richter bef�higt,

sich von den Erwartungen und W�nschen Dritter freizu-

machen, um ausschließlich nach Recht und Gesetz zu ent-

scheiden, und das ihm die Kraft gibt, sein Handeln immer

wieder selbstkritisch zu hinterfragen und zu vervollkomm-

nen.

Die Aus�bung richterlicher Gewalt findet ihre Legitimation,

wie jede andere staatliche Gewalt in demokratischen Ge-

sellschaften, im Vertrauen, dass die B�rgerinnen und B�rger

in die Justiz setzen. Dieses Vertrauen ist Voraussetzung f�r

die Akzeptanz der richterlichen Entscheidungen und f�r die

Herstellung und Wahrung des Rechtsfriedens. Um das

Vertrauen der �ffentlichkeit in die Justiz zu sichern, gen�gt

nicht die institutionelle Unabh�ngigkeit. Das Verhalten des

Richters als Ganzes, im Amt wie privat, in der Realit�t und

im erweckten Anschein wird in der �ffentlichkeit als

Gradmesser der Glaubw�rdigkeit der Justiz betrachtet. Es

ist an uns Richterinnen und Richter, Staatsanw�ltinnen und

Staatsanw�lten, das Vertrauen der �ffentlichkeit in die

Justiz zu erhalten und zu st�rken und der uns anvertrauten

Aufgabe gerecht zu werden. Die bereits begonnene Dis-

kussion �ber ein ethisches Selbstverst�ndnis ist deshalb auf

einer breiten Basis von den Richtern und Staatsanw�lten

weiter zu f�hren.

10 BVerwG, Urteil vom 29.10.1987 – 2 C 72.86, BVerwGE 78, 216.
11 Carlo Schmid, SPD, im Deutschen Bundestag am 01.03.1950, zitiert nach

Dr. Steffen Luik, Schleswig-Holsteinische Anzeigen 2009, 97, Fn. 96.
12 Professor Dr. Hans-J�rgen Papier, Die richterliche Unabh�ngigkeit und ihre

Schranken, NJW 2001, 1089.


